
 
Berlin Aktuell 

Newsletter der Bundestagsabgeordneten 
Bärbel Bas & Mahmut Özdemir 
Ausgabe 15/2016 – 04.10.2016 

 

1 

  



 
Berlin Aktuell 

Newsletter der Bundestagsabgeordneten 
Bärbel Bas & Mahmut Özdemir 
Ausgabe 15/2016 – 04.10.2016 

 

2 

Liebe Leserinnen und Leser, 

 

am Donnerstag vergangener Woche hat der Deutsche Bundestag in 1. Lesung über das 

sogenannte „Flexirentengesetz“ beraten. 

 

Mehr und mehr ältere Menschen in Deutschland können und wollen länger arbeiten. Die 

Rahmenbedingungen für die Beschäftigung älterer Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 

werden kontinuierlich verbessert. Mittlerweile ist mehr als die Hälfte der 60- bis 64-Jährigen 

erwerbstätig. Im Jahr 2000 waren es nur rund 20 Prozent. Gleichzeitig gibt es auch viele 

Menschen, die es nicht schaffen, bis zur Regelaltersgrenze weiter zu arbeiten. Für sie ergeben 

sich Nachteile im Rentenübergang. 

 

Um ältere Beschäftigte möglichst lange im Erwerbsleben zu halten, sollen sie bessere 

Möglichkeiten bekommen, ihren Übergang in den Ruhestand flexibel und selbstbestimmt zu 

gestalten. Für uns als SPD-Bundestagsfraktion ist es wichtig, dass mit dem Gesetzentwurf 

Maßnahmen der Prävention und der Rehabilitation gestärkt werden. Es gilt das Prinzip 

„Vorrang für Prävention und Rehabilitation vor Rente“. Ziel ist, dass mehr Menschen bis ins 

Rentenalter gesund arbeiten können. Dazu werden die Leistungen zur Teilhabe der 

gesetzlichen Rentenversicherung zu Pflichtleistungen ausgestaltet und die Ansprüche der 

Versicherten auf Reha-Leistungen klarer gesetzlich geregelt. In Modellprojekten soll ein 

berufsbezogener Gesundheitscheck mit einer Gefährdungs- und Potenzialanalyse ab dem 45. 

Lebensjahr erprobt werden. 

 

Weitere Themen der vergangenen Sitzungswoche waren der Wirtschaftsempfang der SPD-

Bundestagsfraktion, die Luftsicherheit, die Digitalisierung der Verwaltung und der 

Jahresbericht zur Deutschen Einheit. 

 

Viel Spaß beim Lesen wünschen 

 

 

 

 

Bärbel Bas    Mahmut Özdemir 
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TOP-THEMA 

 

RENTE 

Übergänge in die Rente flexibel gestalten 

Im November 2015 hatte eine Koalitionsarbeitsgruppe ihre Arbeitsergebnisse zur Gestaltung 

von flexiblen Übergängen in die Rente vorgestellt. Auf dieser Grundlage haben die Fraktionen 

von SPD und Union den Entwurf eines Gesetzes zur Flexibilisierung des Übergangs vom 

Erwerbsleben in den Ruhestand und zur Stärkung von Prävention und Rehabilitation im 

Erwerbsleben (Flexirentengesetz, Drucksache 18/9787) erarbeitet. Ihn hat der Bundestag am 

Donnerstag vergangener Woche in 1. Lesung im Bundestag beraten. 

 

Das sind die wichtigsten Inhalte des Gesetzentwurfs: 

 

• Durch eine erweiterte Rentenauskunft sollen die Rentenversicherten frühzeitig auch 

über die Möglichkeiten eines flexiblen Rentenübergangs informiert werden. 

 

• Vor Erreichen der Regelaltersgrenze kann bereits heute eine Teilzeitarbeit mit einer 

Teilrente kombiniert werden. Die Teilrente wird nun flexibler gestaltet. Bisher waren es 

drei Stufen: ein Drittel, die Hälfte und zwei Drittel. Nun wird eine stufenlose Wahl der 

Teilrente möglich. Zudem wird es nur noch eine jährliche Hinzuverdienstgrenze von 

6300 Euro geben. Einkommen oberhalb davon werden stufenlos zu 40 Prozent auf die 

Teilrente angerechnet. Diese Regelung macht eine längere Erwerbstätigkeit in Teilzeit 

attraktiver. 
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• Außerdem wird es künftig möglich sein, dass Erwerbstätige bereits ab 50 Jahren 

zusätzliche Beiträge zum Ausgleich von Abschlägen in die Rentenversicherung 

einzahlen können. Das gibt ihnen fünf Jahre mehr Zeit, um Beiträge für einen früheren 

Rentenzugang aufzubringen.  

 

• Um das Weiterarbeiten nach Erreichen der Regelaltersgrenze attraktiver zu machen, 

sollen die Arbeitgeberbeiträge zur Rentenversicherung, die verpflichtend sind, aktiviert 

werden können, in dem die betreffenden Beschäftigten ihren Arbeitnehmeranteil an die 

gesetzliche Rentenversicherung bezahlen. Dadurch können sie ihre 

Rentenanwartschaften steigern.  

 

• Die SPD-Fraktion sieht den von der CDU/CSU-Fraktion durchgesetzten Kompromiss 

kritisch, dass für Beschäftigte, die die Regelaltersgrenze überschritten haben, der 

Arbeitgeberbeitrag zur Arbeitslosenversicherung wegfällt. Allerdings werden hierbei 

keine negativen Arbeitsmarkteffekte erwartet. Dennoch soll diese Regelung zunächst 

für fünf Jahre erprobt und evaluiert werden. 

 

• Des Weiteren hatten sich Koalitionsfraktionen darauf geeinigt, dass 

Leistungsberechtigte von Arbeitslosengeld II nicht mehr verpflichtet werden können, 

vorzeitig eine geminderte Altersrente in Anspruch zu nehmen, wenn sie dadurch 

dauerhaft auf Leistungen aus der Grundsicherung im Alter angewiesen sein werden. 

Dazu hat das Bundesministerium für Arbeit und Soziales bereits eine 

Unbilligkeitsverordnung erlassen. 

 

INNERES 

Koalition will die Luftsicherheit erhöhen 

Ein Gesetzentwurf der Bundesregierung zur Änderung des Luftsicherheitsgesetzes (Drucksache 

18/9752) stand am Donnerstag erstmals auf der Tagesordnung des Bundestagsplenums. 

 

Wie aus der Vorlage hervorgeht, soll damit das nationale Recht an die EU-

Luftsicherheitsverordnung und ihre Durchführungsbestimmungen angepasst werden. Zugleich 
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soll das Sicherheitsniveau im Bereich der Luftfracht erhöht werden. Im Klartext: den zivilen 

Luftverkehr besser vor Anschlägen und Terrorakten schützen. 

 

Um künftig noch schneller auf mögliche Gefahrenlagen reagieren zu können, soll das 

Bundesministerium des Innern in bestimmten Sachverhalten ein Flugverbot für einzelne 

Luftfahrzeuge verhängen können. Mit Blick auf mögliche Gefährder im Inland sollen außerdem 

die Vorschriften für die Zuverlässigkeitsprüfung verschärft werden: Künftig benötigen auch 

solche Arbeitnehmer, für die bislang eine sogenannte beschäftigungsbezogene Überprüfung 

ausreichend war, eine behördliche Zuverlässigkeitsüberprüfung. Das gilt insbesondere für das 

Personal im Frachtbereich. 

 

Darüber hinaus soll erstmals die Zulassung und Überwachung der an der Beförderung von 

Luftfracht beteiligten Unternehmen in nationalem Recht geregelt werden. Mit der Einführung 

einer bundeseinheitlichen Zertifizierungs- und Zulassungspflicht für Luftsicherheitskontroll-

technik sollen schließlich einheitliche Qualitätsstandards in allen Bereichen sichergestellt wer-

den, in denen diese besondere Technik zum Einsatz kommt. 

 

VERWALTUNG 

Noch ein langer Weg zur digitalen Verwaltung  

Am Donnerstag haben die Koalitionsfraktionen von SPD und CDU/CSU einen gemeinsamen 

Antrag ins Parlament für mehr E-Government eingebracht (Drucksache 18/9788). Damit 

machen sie der Regierung Druck, die bei der Umsetzung ihres Regierungsprogramms 

„Digitale Verwaltung 2020“ nur schleppend vorankommt. 

 

Eine moderne und effiziente öffentliche Verwaltung versteht sich als Dienstleister. Daher liegt 

es auf der Hand, dass Bürgerinnen und Bürger sowie Unternehmen mit ihrer Verwaltung 

einfach, schnell und sicher kommunizieren wollen – und öffentliche Dienstleistungen auf dem 

Stand der Technik einfordern. Zudem sind moderne Infrastrukturen und Abläufe notwendig, 

um mit der digitalen Entwicklung in Wirtschaft und Gesellschaft Schritt zu halten. Auch die 

Beschäftigten der Verwaltung wollen und sollen zeitgemäß arbeiten. 
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Der SPD-Innenpolitiker Mahmut Özdemir bekräftigt: „Daten sind die neue Währung der 

digitalisierten Welt. Unsere Rechtsordnung ist davon nicht unberührt geblieben: Wir haben auf 

die Lebenswirklichkeit der Menschen reagiert, oder besser: reagieren müssen!“ 

 

Mehr digitale Identifizierung, mehr Verschlüsselung, mehr Open Data 

In ihrem gemeinsamen Antrag fordern die Koalitionsfraktionen die Bundesregierung auf, die 

Verwirklichung der E-Government-Ziele durch ein Bündel von verschiedenen Maßnahmen zu 

fördern. Unter anderem fordern sie, bestehende Gesetze so zu ändern, dass jeder neu 

ausgestellte Personalausweis mit einer elektronischen Identifizierungsfunktion (eID) 

ausgestattet ist. Nötig seien attraktive Angebote, mit denen man digital nutzbare 

Verwaltungsvorgänge auch mobil nutzen kann. eID soll Bürgerinnen und Bürgern auch Zugriff 

auf ein eigenes „Bürgerkonto“ geben. 

 

Des Weiteren fordern die Fraktionen, dass Akten in absehbarer Zeit vollständig elektronisch 

geführt werden. Das beseitigt den sogenannten „Medienbruch“ in den Verwaltungsverfahren, 

etwa der Wechsel zwischen ausgedruckten Papierformularen und elektronischen Mailings. 

Auch würde dies ein mobiles Arbeiten der Verwaltungsangestellten ermöglichen. 

 

Zentral bei allen Maßnahmen: eine sichere Kommunikation und die Wahrung der IT- und 

Datensicherheit. Technische und rechtliche Voraussetzungen müssen "die höchste IT-

Sicherheit und den Schutz des Rechtes auf informationelle Selbstbestimmung" gewährleisten, 

heißt es im Antrag. Deshalb fordern die Koalitionsfraktionen die Bundesregierung auf, dass 

das Bundesamt für Sicherheit in der Informationstechnik (BSI) stärker unterstützt wird, um 

unter anderem eine leicht bedienbare "vertrauenswürdige Ende-zu-Ende-Verschlüsselung" 

(ETE-Verschlüsselung) auszubauen.  

 

Zudem machen die Fraktionen von CDU/CSU und SPD Druck beim verabredeten Open-Data-

Gesetz. Es wurde im Koalitionsvertrag festgeschrieben, bislang aber noch nicht von 

Innenminister de Maizière (CDU) auf den Weg gebracht. Das Open-Data-Gesetz soll 

Behörden in Deutschland verpflichten, ihre Daten proaktiv in einheitlichen maschinenlesbaren 

Formaten und unter freien Lizenzbedingungen zu veröffentlichen, sofern keine 

Sicherheitsbedenken oder ähnliches dagegen sprechen. Davon würde Deutschland auch als 

Innovations- und Wirtschaftsstandort profitieren. 
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DEUTSCHE EINHEIT 

Bundestag berät Jahresbericht zur Deutschen Einheit 

26 Jahre nach der deutschen Wiedervereinigung hat sich der Bundestag am 30. September 

mit dem Jahresbericht der Bundesregierung zum Stand der Deutschen Einheit 2016 

(Drucksache 18/9700) befasst. Der Bericht thematisiert vor allem die wirtschaftliche 

Entwicklung, den Rechtsextremismus und die Angleichung der Renten in Ost- und 

Westdeutschland. 

 

Das Ziel der Bundesregierung bleibt nach wie vor, gleichwertige Lebensverhältnisse in Ost- 

und Westdeutschland zu schaffen. Auch wenn dieses Ziel längst nicht erreicht ist, sind bereits 

große Fortschritte erzielt worden. Das Bruttoinlandsprodukt je Einwohner ist von 1991 bis 2015 

von 42,8 auf 72,5 Prozent des Niveaus der Westdeutschen Länder gestiegen. Insgesamt hat 

die wirtschaftliche Entwicklung im Osten Deutschlands in den letzten 15 Jahren jedoch 

nachgelassen.  

 

Positive Arbeitsmarktentwicklung 

Die Arbeitsmarktentwicklung in den ostdeutschen Ländern ist positiv. Die Zahl der 

Erwerbstätigen hat weiter zugenommen. Sie erreichte in Deutschland 2015 den höchsten 

Stand seit der Wiedervereinigung und in Ostdeutschland den höchsten Stand seit 1992. 7,6 

Millionen Menschen waren im Osten Deutschlands erwerbstätig. Die durchschnittliche 

Arbeitslosenquote lag 2015 in Ostdeutschland bei 9,2 Prozent und in Westdeutschland bei 5,7 

Prozent. Die Arbeitslosenquote ist in Ostdeutschland in 20 Jahren um 4,7 Prozent gesunken.  

 

Auch die Löhne sind gestiegen. Die tariflichen Entgelte liegen bei 97 Prozent des Westniveaus. 

Die Einführung des Mindestlohns seit 1. Januar 2015 hat bei 1,1 Millionen 

Beschäftigtenverhältnissen in Ostdeutschland zu einer Anhebung der Löhne geführt. Das sind 

22 Prozent der dortigen Beschäftigtenverhältnisse.  

Aufgrund des Geburtenrückgangs in Ostdeutschland in den 1990er-Jahren und der erst vor 

kurzem zum Stillstand gekommenen Abwanderung vor allem von jungen und gut qualifizierten 

Menschen stehen die fünf Länder vor der Herausforderung des Fachkräftemangels. Damit sich 

Zuwanderer für eine langfristige Perspektive in Ostdeutschland entscheiden, bedarf es in den 

ostdeutschen Ländern einer verstärkten Willkommens- und Anerkennungskultur, einer guten 
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Infrastruktur sowie einer ausreichenden Zahl von Ausbildungs- und Arbeitsplätzen für die 

Zuwanderer und die Einheimischen. 

 

Fremdenfeindlichkeit und Rechtsextremismus bekämpfen 

Allerdings stellen Fremdenfeindlichkeit, Rechtsextremismus und Intoleranz in den 

ostdeutschen Ländern eine ernsthafte Gefahr für die gesellschaftliche und wirtschaftliche 

Entwicklung dar. Allein im Jahr 2015 hat die Zahl der rechtsextremen und fremdenfeindlichen 

Übergriffe stark zugenommen. Bei den Protesten gegen die Aufnahme von Flüchtlingen wurde 

deutlich, dass die Grenzen zwischen Protest und rechtsextremen Agitationsformen 

verschwimmen. Die Bundesregierung geht gegen diese besorgniserregende Entwicklung mit 

aller Entschlossenheit vor.  

 

WIRTSCHAFT  

Wirtschaftsempfang: Wer Erfolg will, muss investieren 

Wie sichern wir wirtschaftlichen Erfolg und sozialen Zusammenhalt in Deutschland auch in 

Zukunft? Wo müssen wir wie investieren? Darüber diskutierten die SPD-Abgeordneten auf 

einer hochkarätig besetzten Wirtschaftskonferenz am Mittwoch in Berlin mit Vertreterinnen und 

Vertretern von Unternehmen, Gewerkschaften, Verbänden und Wissenschaft.  

 

Die gute Nachricht verkündete SPD-Fraktionsvize Hubertus Heil zur Eröffnung der 

Veranstaltung: Deutschland geht es sehr gut. Die Volkswirtschaft sei robust, die Beschäftigung 

so hoch wie noch nie seit der Wiedervereinigung, Bürgerinnen und Bürger seien zufrieden mit 

ihrer wirtschaftlichen Lage. Die schlechte kam gleich hinterher: Es habe lange nicht mehr so 

viel Verunsicherung und Angst vor der Zukunft gegeben wie heute. Verantwortliche Politik 

dürfe die Sorgen der Menschen nie ignorieren, sagte Heil. Aber sie dürfe auch keine Ängste 

schüren. „Sie muss Lösungen anbieten.“ Wie aber sehen diese Lösungen aus? „Wir brauchen 

Investitionen in die Wirtschaft und Infrastruktur, um auch morgen gut dazustehen. Wir 

brauchen aber auch Investitionen in den sozialen Zusammenhalt im Land.“  

 

Bildung ist der Schlüssel 

Die Teilnehmer der Wirtschaftskonferenz waren sich einig: Der Schlüssel zu beidem liegt in 

der Bildung und deren Infrastruktur. Es dürfe nicht sein, „dass Grundschüler in der Schule nicht 

auf die Toilette gehen wollen, weil sie zu dreckig sind“, brachte es Henrik Enderlein von der 
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Hertie School of Governance auf den Punkt. Schulen und Berufsschulen mit solchen 

Zuständen seien auch auf Herausforderungen wie die Digitalisierung nicht vorbereitet.  

 

Auch Margret Suckale, Mitglied des Vorstands von BASF, forderte stärkere Investitionen vor 

allem bei den Berufsschulen. Der große Wettbewerbsvorteil des Standorts Deutschland liege 

in seinen gut ausgebildeten Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern. „Das Duale System ist 

viel wert.“  

 

Konsens herrschte auf der Konferenz darüber, dass es darüber hinaus Investitionen in 

anderen Bereichen braucht, um weiterhin wirtschaftlich erfolgreich zu sein: neben Bildung in 

Gesundheit, Soziales, Kommunikation und Infrastruktur. „Deutschland ist zu lange auf 

Verschleiß gefahren“, sagte die Vorsitzende des ver.di Gewerkschaftsrates Monika Brandl. 

Von der Privatwirtschaft forderte sie vor allem Investitionen, die langfristig wirken und nicht auf 

kurzfristige Gewinne setzen. „Kunden und Beschäftigte müssen im Mittelpunkt stehen, nicht 

nur die Aktionäre.“ 

 

Digitalisierung als Chance sehen 

Bill McDermott, Vorstandssprecher des deutschen Softwareunternehmens SAP fragt: „Wie 

stellen wir sicher, dass Deutschland vorne bleibt und die Menschen vom wirtschaftlichen 

Wachstum profitieren?“ Beim Thema Industrie 4.0 sei das Land schon heute Innovationsführer 

und könne weltweite Standards setzen. Gerade in Deutschland sieht McDermott gute 

Voraussetzung für eine erfolgreiche Zukunft: ein starker industrieller Kern, eine 

funktionierende Sozialpartnerschaft und ein Mittelstand mit gut ausgebildeten Fachkräften, der 

hochwertige Produkte produziert. Dabei seien Staat und Privatwirtschaft gleichermaßen in der 

Verantwortung. „Die Zusammenarbeit zwischen dem öffentlichen und privaten Sektor ist 

notwendig, um das Leben der Menschen zu verbessern.“  

 

Der SPD-Fraktionsvorsitzende Thomas Oppermann sieht dafür die Sozialdemokraten gut 

gerüstet. „Wir haben mit richtigen politischen Rahmenbedingungen dafür gesorgt, dass es 

Deutschland wirtschaftlich so gut geht.“ Der gesetzliche Mindestlohn und gute Tarifabschlüsse 

der Gewerkschaften würden zudem die Wirtschaft durch eine stärkere Binnenwirtschaft auf 

ein noch sicheres Fundament stellen.  
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Als SPD-Bundestagsabgeordnete konnten wir im Vorfeld der Veranstaltung 

Unternehmensvertreterinnen und –vertreter aus unserem Wahlkreis benennen und ihnen so 

die Möglichkeit geben, ihre Anliegen und Wünsche direkt vor Ort in Berlin einzubringen. Im 

Jubiläumsjahr zum 300. Geburtstag des Duisburger Hafens fiel unsere Wahl natürlich auf den 

Vorsitzenden Erich Staake als regionalem Unternehmensvertreter aus dem Raum Duisburg. 

 

Auch Bundeswirtschaftsminister Sigmar Gabriel (SPD) hält die Geschichte für falsch, dass 

Deutschland seinen wirtschaftlichen Erfolg einer konsequenten Sparpolitik zu verdanken 

habe. Im Zuge der Agenda 2010 habe Deutschland nicht nur Strukturreformen eingeleitet, 

sondern musste auch Schulden machen. „Wir haben Reformen durchgeführt und gleichzeitig 

enorm investiert, zum Beispiel in Erneuerbare Energien oder ein Ganztagsschulprogramm.“ 

 

Mit Blick auf die wachsenden Sorgen der Menschen in Deutschland und Europa forderte 

Gabriel eine neue Erzählung: die von demokratiekonformen Märkten. „Märkte brauchen 

Regeln.“ Dafür müsse die Politik vor allem weniger erzählen, wie die Menschen leben müssen. 

„Wir müssen darüber sprechen, wie wir leben wollen.“ 

 

Fotos der Veranstaltung gibt es hier: 

 

 

Die Livestream-Mitschnitte der Konferenz sind auf unserem unserem YouTube-Kanal: 

 

• Teil 1: https://www.youtube.com/watch?v=zwlim7tTYt0 

 

• Teil 2: https://www.youtube.com/watch?v=mlKAOKAmZlA 

 

 

 

https://www.youtube.com/watch?v=zwlim7tTYt0
https://www.youtube.com/watch?v=mlKAOKAmZlA

